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, 
einzelnen Haushaltungen. vorzunehmen :Die Holzzutellun.- 
gen sind listen- oder karteimäßig zu erfassen oder haben 
auf Grund von Brennstoffkarten zu erfolgen. 

§ 7 

das 	Der Eigenbedarf der Waldbesitzer sowie der Bedarf für 
ihre' Bétriebsangehörigen bleibt chuch dieses Gesetz un-
berührt. Privatwaldbesifier, die zar Brennholzselbstver-
sorgung nach MaBgabe ihrer Waldbestände in der Lage 
siad, und deren Betriebsangehörige scheiden aus der all-
gemejnen VersOrgung  aus. Das gleiche gilt für die Inhaber - 
von Betrieben der Holzwirtschaft und ihre Betriebsange-
hörigen, soweit dereti Bedarf an Brennholz aus Betriebs-
abfälleri gedeckt werden kann.  Die Entscheidung darilber, 
ob und wieweit eine Selbstversorgung Möglich ist,' Witt 
in. .Zweifelsfällen der  Bürgermeister (WirtSchaftsamt) nach 
Anhören des Forstmeisters der  Prüfungsstelle k 

• 

Gesetz 	- 

' Wier die Bewirtschaftung des Brennholzes 

. vorn 11. .11i1i 1947 

.• 	. 	• 	. 
Der Landtag hat das f olgeride Gesetz beschlossen, 

hiermit verkündet wirrt 

§ 	 — 

Brennderbholz gehört zu denY bewirtschafteten Gütern. 
Damit unterliegt der Verkehr mit Brennderbholz der Ver-

ordnung  Über  den Warenverkehr in der Fassung vorn 

18. August 1939 (RGB1. I S.1431). 

§2 

Bretinderbholz ist alles '  oberirdische Arerinholz mit über 
cm Dittlehmesser am  schwachen  Ende aller Holzarten 

und -sorten. ' 
• • 
	

§3 

Von dem 'Gesetz betroffen wird alles Brennholz gemäß 
§ 2 mit dem. Zeitpunkt der Fällung. 

Dem Gesetz unterliegen weiterhin: 

1) Alles als Abfallprodukt der holzbearbeitenden Industrie , 

anfallende, zu Brennholz aussortierte-Holz; 

2)das in Parks, an Straßen und Wasserweden. -oder auf 

sonstigen nicht zum Walde gehörenden Grundstücken 
anfallende Brennholz.. 

§4 - 
, 

Der Brennholzbedarf ., wird  • dural Umlagen auf die Wal-. 
dungen elier Besitzformen gedeckt. Die Festsetzung  der 
Umlage, erfolgt durch den Minister fili Landwirtschaft, 
Ernährung und Forsten und den von ihin damit beauf-
tragten Dienststellen. Die Umlagen skid möglichst gleich-
mäßig  auf alle.Waldungen entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit zu verteilen. 

— • 
§ 5 • 

(1) Der Waldbesitzer werst das Brennholz -  dem Bürger-

meister in der Regel zur Selbstaufarbeitung  an. Der Virald-

besitzer hat  Anspruch auf Erstattung des im Zeitpunkt - 

des Verkaufs zulässigen Brennholzpreises. 

(2) Bei der 'Entlohnung der mit der Aufarbeitung des .  
Brennholzes beschäftigten Arbeiter finder' die für die _ 

Waldarbeiter gültigen Tarife Anwendung. — 

§6 

, Der Bilrgermeister hat die Verteilung des überwiesenen 
Brennholzes unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der 

§8 

Jeder Brennholzbezug aus Losholz- und Gabeholzregu-
lativen, Interessenten-Nutzen oder sonstigen Rechten ruht 
für  die bauer der Gültigkeit des Gesetzes, jedOch hat der 
Berechtigte Anspruch auf Ersatzleistung in Geld. Als 
BrennhoIzpreis gilt der in § 5 genannte Preis. Nach Auf-
hebung dieses Gesetzes treten diese Rechte wieder in 
Kraft, 4  

- 	§ 

Jeder, der Brennholz, das unter dieses Gesetz 
trafisportiert, muß eignen vom Verkäufer ausgestellten 
schriftlichen Nachweis über die Herkunft des Holzes bei 
sich führen. 

§ 10 

- Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erläßt- der 
Minister für  Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, ge-
gebenenfalls im Einvernehmen mit den zuständigen Mi-
nistern. 

§ 11 

Die Strafbêstimmungen der Warenverkehrsordnung  in  

Verbindung Mit der Verbrauchsregelungs-Strafverordnung 
vom 6. April 1940 (RGI31. 1 S., 610) in der FaSsung vont 
25. November 1941 (RGBI. I S.,731) finden Anwendung. 

§12 

Dieses Gesetz tritt am 1. juni 1947 in Kraft. Gleich-
zeitig  tritt  die Ver,ordnung zur Bewirtschaftung des  Brenn- 
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+OE 
hohes vom 7. August 1946 (GVB1. Nr. 32/33 S. 217) außer 
Kraft. 	 - 

- Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den 11. Juli 1947. 

Hessisches Staatsministerium 
	 • 

Der Ministerpräsident: Der Minister für Landwirtschaft, 
Stock 	 Ernährung und Forsten: 

Lorberg 

Gesetz 
über die Aufhebung und Anderung von Vor- 

schriften der Sozialversicherung 
vom 15. Jali 1917 

- 
Auf Grund der Artikel 2 und 3 der Proklamation Nr. 4 

der amerikanischen Militärregierung-  vorn 1. März 1947 in 
Verbindung mit der Proklamation Nr..2 der amerikanischen 
Militärregierung vom 19. September 1945 wird das folgende 
volt Lgnderrat nach Anhörung des Parlamentarischen 
Rates am 18.  April 1947 beschlossene Gesetz verkiihdet: 

§1  

Der Paragraph 1293 Abs. 2 ttVO wird mit  folgender 
Fassung wieder in Kraft gesetzt. 

is zum 31. Juli_1948 ist die Entziehung einer Invaliden-
oder Witwenrente auch ohne Feststellung einer . wesent-
lichen  Änderung  in  cien Verhältnisse  de  t Berechtigten Zu-
lässig, wenn eine erneute Prüfurig ergibt, daß er nicht In-
valide ist; dies gilt nicht für Berechtigte, die am 1. Zenner 
1947 das  O.  Lebensjahr' vollendet hatten. Der Arbeits-
minister 'kann dièse Vorschrift schon früher außer kraft 
setzen." 

§2  

Beitraguerstattungen gemäf3 par. 1309a RVO und Par. 46 
und 47 AVG erfolgen bis auf weitereS nicht. 

- 	§3  
Es werden aufgehoben; 

(1) Das Gesetz über versicherungsrechtliche Stellung  derr  
Im Dienst der nationalsozialistischen deutschen Arbeiter-
partei Beschäftigten vom 4. 3. 1943 (RGE1 I S. 131); 

(2) Par. 17 Abs. 1; 21 und 24.des Gesetzes über weitere 
Mal3nahmen der Reichsversicherung aus Ania des Krieges 
vom 15. Jannar 1941 (RGB1. I S. 34); - 

(3) Par. -  1242 b RVO und folgende Verordnungen; 

a) 'Ober die Nachversicherung von freiwillig länger 
, dienenden Soldaten der Wehrmacht und Angehörigen 
des Reichsarbeitsdienstes vom 21. 7. 1939 (SGT. I,* 
5.1314),  

b) liber die Festsetzung von,Durchschniffsbetrggen für die 
Berechnung der  Nachversicherung hei den Angehörigen 
de  S Reichsarbeitsdienstes vom 8. August 1939 (RGB1. I 
S. 1370), 5. Februar 1941 (RGB1. I, S. 82), 

c) über die NachversiCherung von freiwillig längerdienen- 
den Soldaten der Wehrmacht und Angehörigen des 

r 

Reichsarbeitsdienstes vorn 19. Dezember 1933 (BOB!. I 
S. 24'77), 

(I) fiber die restseizag von Durchschnittsbeträgen Air die 
Berechnung der Nachversicherung bei den Angehörigen 
der Waffen-SS vom 18. Mgrz 1910 (ROBI. I S. M2), 

e) fiber die Nachversicherung der länger dienenden plan-
raitaigen t7nterführer und Mannschaften der Motorsport-
schule des nationalsozialistischen Kraftfahrkorps vom 
31. Oktober 1940 (RGBI. I S. 1462), sowie die Ergänzungs
verordnung hierzu vent 9. Juni 1941 (RGB1. I S. 367). 

§4  

Soweit nach diesem Gesetz'Renten entzogen werden, fin-
det Par. 1296 RVO Anwendung. 

§5  
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1947 in Kraft. 

Wiesbaden, den 15. Juli 1947. 

Der Ilessische Ministerpräsident: 

Stock • , 

Verordnung 
zur Dúrchfiihrung des Kontrollratgesetzes 

Nr. 45 
-vom 11. Juli 1947 •  

Zur Durchführung des KontrollrátgeSetzes Nr. 45 vom 
20. 2. 1947 - im" folgenden Gesetz genannt - wird auf 
Grund der _Ermächtigung und  Anordnung  der Militär-
regierung verordnet: 

I. Abschnitt 

Lan d wi rtsehaftliches  Erbrecht   

§1  
(1) Folgende durch Artikel II des Gesetzes wieder in 

Kraft gesetzte Vorschriften werden, gemäß Artikel_ XI 
Absatz 1 des Gesetzes aufgehoben: 

• a) das hessen-darmstädtische Gesetz vom 11: 9. 1858, 
die landwirtschaftlichen Erbgüter b-etreffend, 

b) das walciecksche Gesetz vorn 27. 12. 1909 über das 
Anerbenrecht bel "land- und forstwirtschaftlichen 
Besitzungen, 

c) das preußische Gesetz vom 8. 6. 1896 betreffend das 
Anerbenrecht bei Renten- und Ansiedlungsgütern 

(2) Wieder in Kraft tritt die Landgüterordnung für den 
Regierungsbezirk  Cassel vom 1. 7. 1887 (Pr. G. S. S. 315) 
.mit_Wirkung für das ganze Land Hessen. 

(3) Die Eintragung als Landgut hat rechtsbegründende 
Bedeutung. 

(4) Kein bisheriger Erbhof gilt als automatisch In die 
Landgilterrolle eingetragen, die nach, der wiederaufleben-
den Landgiiterordn.ung (Abs, 2) angelegt wird. Die Ein-
tragani.  jedes Grundeigentums, einschließlich bisheriger 
Erbhöfe, in die Lanigiiterrolle erfolgt nur auf Antrag 
des Eigentümers gemäß § 4 der Landgilterordnung. 

(5) Treten  ż4  der Person des Eigentümers die Hinder-
nisse des § 8 ,Absah 1 Nr. 4 dieser Verordnung ein, so 
kösmen die nach der Landgüterordnung (Absatz 2) zu 
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clesetz.- und  Verordnungsblatt «Ir  d 	Hessen 	 'Nr:8111 

"; Gutserben Berufenen. die Übergabe - des Gutes beim Inkrafttreten des' Gesetze freihändig 	einen: Britten 

. • Barierngericht beantragen, wid zwar jeWeils jeder. far • veräußert, der nach Erbhofrecht» nicht zu den gesetz-
§ 46 der 2. Kriegsnial3nahnienverordmmg vom 27. 9. lichen-Anerben gehörte und  auch nicht ats Anerbe hätte 

• 1944 (RGB1, I S. 225) ist insoweit- nicht an.wendbai. 	bestimmt werden können, so ist den gesetzlichen Erbem 
 

(6) Ber Minister der Ju 	
des Banem, veil cleni der Eigentümer den. Hof oder das - 

Justiz wird r eiäChtigt,' im EM, 	Landgut • im Erbgang oder durch Übergabevertrag  er- 
m Mit dent Minister für Landwitt.khaft," 	. halten. het, ein Ausgleich zu leisten, der tinter Berück- 

, nährung  und  Worsten  die im. Absatz 2 genannte Lind- sichtigung alter Umstände der Billigkeit entspiioht. 
gilterorcímmg dem neuZeitlichen. Sprachgebrauch anzti- ,  
passen, ihre Bestimmungen über grundbuchliche Be- 	Von dent b.ei der Veräußerung. erzielten. Erlös stud die 

• handlung, Gebühren mid Rechtszug nach den bei 	Vora jetzigen Eligerittimer mtv, Verbesserung des Errbhotei 

krafttreten dieser  Verordnung • gültigen hessischen. Go- Oder Landgutes gemachten Aufwendimgen inioweit -ab-

. setzesbestirnm'  ungen zu regeln; eine Mindestgröße für die zuziehen, als der. Wert d'es 'Hefes oder • Landgittes zur 
Eintragung festzusetzen, zu bestimmen, dali an die Stelle Zeit der Veräußerung gegentiber der Zeit des Anf ails 

des Arhtsgerichts das in  dieser Verordnung bezeichnete oder einer in der Zwischenzeit ohne Schuld des Ver-

,Bauerageri¯ht und an die Stelle, des Ortsvorstandes der 'laufera eingetretenen Wertminderung erhöht 
Ortslandwirt trtti, die Errungenschaftigemeinschaft .des (3) Wenn Telle, des' Erbhofes auf einrnal oder nach-
althessischon Rechts den entsprechenden 13estimmusigen. einander gegen ein Entgelt veräußert werden, das im 
des allgemeirien deutschen  bürgerlichen Rechts arami- ganzen höher ist als 'ein Viertel des Einheitswerten, so 

• passen und  dn  WertmaBstab des Grundsteuerreinertra- sind dle Vonschriften des •Absatzes'a-eartsprectiend anzu-, 
ges zu überführen auf den steuerlichen Einheitswert, als 
welcher der 18fache .Betrag •des jährlichen Reinertrages.. 

. gilt-  gemäß den Bestimmungen des • ReichsbeWertungs- 	„(4) Bei Streitigkeiten entscheidet das Bauerngerieht. 

gesetzes vom 16. 10. 1934 (R.GB1. L S. 1035). 	 Der Nlinister der Justiz kann im Einvernehmen.:rnit dem ,  

Minister .  für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 

§ 2 , 	 Richtlinien Air die :Ermittlun¡ des Ausgleichs erlassen. 

(1) Die bel Inkreafttretén dieser Verordnung begründe- 
ten Ansprache der  Abkömmlinge und Eltern eines frühe- 	

4-,  5 

ren Erbhofbauern auf Versorgtmg und • Heimatzuflucht 
aus § 30 heiChserbhofgesetzes und des überlebenden 
Ehegatten" eines fritheren Erbhofbauern ' af  Altentell aus 

§ 31 - Reichserbhofgesetzes Gder Sonstiger Personen sus 
den §§ 10 14 26 der Erbheffortbildungsverordming ble  
ben bestehen,. Sie sind auf Antrag des Berechtigten durch 
Eintragung im Grundbuch sicherzustellen. 	 6. 7. 1938 .  (RG331. I S. 825) und den dazu ergangenerr,Durch- 

führungebestimmungen  abgewichen Werden. 
.(2) Der Grundstiickseigentiliner kann die 'Ablösung die- . 

ser AnsprtIche verlangen,  wenn er durch sie  in tnbilliger 	(g) Weitere Durchführungsbestimmungen  ZU 'Artikel  DT  

t oder  hi seiner wirtschaftlichen Be- Abs. 2 des OesetZes werden von dem .Minister ,der Xus • ' 

iheit gehtndert wird. 	' 	 i,ni Einvernehmen mit dem „Minister für. Landwirtschaft,
• 

Ernährung 
(3) Bei Streitigkeiten • entscheidet das Bauerngericht 	

und Forsten erlassen.  
nagli billigem Ermessen über Art und Höhe der Ab-, 

, 	5 - - 

(1> Wind bei Inkrafttreten dieser Verordnung ein  bie.
-heriger Erbhof auf Grund des Rechts zur Verwaltung 
,und NutznieBung (§ 26 Reiehserbliofgesetzes, § 11 Erbhof-
rectitsverordnung) , von einem  Elternteil oder .Ehegatten 

de % ErbláSsers oder von einem tiäuérlichen Nutzverwal- 
- ter (§§ 4,. 7, 9, 13 Erbhoffortbildungsverordnung) oder aur 

Grund ein'es• Zwisehenwirtschaftivertrages (§ 11 Erbhof-
TortbildungsVerördnung) bewirtschaftet, so behält der 

• Verwalter geine bisherige Rechtsstellung _Mr die nach den 

4  Vorschriften des Erbhotrechts ,vorgesehene Dever. 

(2). Auf Antrag des Eigentiimers oder .  der Zuständigen 
' Stelle der t„andwirtschaftlichen Veiwaltung in der .  Krems-

stufe kann das Bauerngericht ans wichtigern Grunde 
die vorzeitige • Auflebung gder Einschränkung des Ner-
wattungs-  und Nutznießungsrechtes einordnen. 

§ 4 . 	, 
(1) Ist dei jetzige Eigentümer eines bisherigen_ .Erb-

hofes mit der  Bestimmung Anerbe' geworden, daß OE  zur 

weiteren Arierbenfolge -der Anerbe des früheren Bauern 
berufen' ist (§§ 12, 24 Erbhoffortbildungsverordnung), so 
hat er vont Inkrafttreten des. Gesetzes an die  rechtliche 

Stellung eines Vererben  inn _Slime des ;BGB. 

(2) Wird ein bisheriger Erbhof, der nach dem Gesetz 
freies Eigentum geworden ist, Oder . ein  Landgut (§ 1 
Abs. 2) von setnem Etge,nliiiner innerhalb 15 'Jahren nath 

OE (1)-  Familienfideikommisse Und sonstiger bisher der 

Fideikommil3gesetzgebung unterliegender Grundbesitz 
sind beschleunigt abzuwickeln.  Das Nähere bestimmt der 

-kiiiister der Justiz, Dabei _kann von den Bestimmungen 

des  Gesetzes  liber das Erlöschen der  FaniIkenldei- 
kommise und sonstiger gebundener Vermögen •  vom 

Weise bela 
wegungsf 

II. Abschn.itt :  

Verfügungen;  Belastungen, Verpachtungen 

§6  e 

(1) -Die Genehmigungen 'flach Artikel IV bis VI des Ge-

setzes können unter Auflagen und Bedingungen ertellt 

werden. 

(2) Der Genehmigung nach Artikel VI des Gesetzes be-

darf jede Vereinbarung, die zur Nutzung eines land- oder , 

forstwirtschaftlichen Grundstücks berechtigt. 

4 7 

(1) Genetunigungen  nach Artikel IV und VI des Gesetzes 

sind nicht erforderlich. 

L bei Rechtsgeschäften der Lander, 

bei Rechtsgeschäften zwischen Ehegatt  oder Per-

sonen, die untereinander in gerader "anie verwandt 

oder verschwägert dder in der Seitenlinie  bie  zum 

zwéiten Grad  verwandt sind, sofern es siali nicht um 
'die Veräußerung eines Grundstücks handelt, 

3. bei Rechtsgeschäften, die der Durchführung eines 

- Siedlungsvorhabens auf Grund des Gesetzes zur Be-

schaffung von Siedlungsland und zur Bodenreform 

vorn 15, Oktober 1946 (GV131. S. 218) und des Reichs-

siedlungsgesetzes vom 11. August 1919 (RGB1. I S. 1429) 

dienen, 

45 
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t bel Rechtsgeschäften, die mit Zustimmung des -  Mi-
nisters 'für Landwirtschaft, Ernährtrag und Forsten 
der Errichtung von Kleinwohnungen oder Klein-gärten durch eine öffentlichrechtliche Körp-erschaft 
oder ein gemeinnütziges Wohnung.. oder Klein-
gartenuntemehmen dienen, 

5. bei Rechtsgeschäften,, die mit G.enehmigUng der Fidiei-
kommißbehörde verge0=mm werden, oder von die-ser genehmigt oder laestatigt worden sind, 

6. bei Übereignungen ven Grundstilcken zur Durch-
führung oder Sicherung einer Umlegung (Flur- oder 
Fetdhereinigung). 

(2) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und 
Forsten "kann  im Einvernehmen mit dem Minister dar 
Justiz eine Minelestgröße der Grundstücke festsetzen, bis 
zu der es einer Genehmigwag nicht bedarf. 

(31 Absatz 1 tind 2 gelten sinngemaß für Gebóte ira 
Zwangsversteigerungsyerfahren. 

§ 8 
- 

(1) Die Genehmigung flach Artikel IV und VI des Ge-
seizes soli außer in den zwingenden Fällen des Artikel IV 
Absatz IVa) und b) des Gesetzes versagt werden, wenn 
der Ausführung des Rechtsgeschaltes ein sonstiges er-
heblithes öffentliches Interesse 'entgegensteht; dies ist insbesondere der Fall, wenn .• 

- 	• 1. das° zum Betrieb der Landwirtschaft bestimmte 
Grundstück arr jemand überlassen wird, der die 
Landwirtschaft nicht wie ein ordentlicher Landwirt 
beitreibt 

oder 

2. das Rechtsgeschäft zum Zwecke ogler in  Ausführung 
eirier unwirtschaftlichen Zerschlagung des Grund-
Stückes oder unter - Gefahrdung öffentlich-rechtiicher 
Wirtschaftsförderung, z_ B. Flurbereinigung u. ii. 
erfolgt, 

oder 
• 

3. durch die Ausführung des Rechtsgeschäftes die Ault 
hebung der wirtschaftlichen Selbständigkeit eines 
landwirtschaftlichen Betriebes durch Vereinigung 
mit einem anderen Zu besorgen ist, • 

• oder 

t der den Erwerb oder die Nutzung Anstrebende Haupt-
sehurdiger des Gesetzes' zur Befreiung von National-
sozialismus  kind  Militarismus vom 5. 3. 1946 Gder nicht 
im Besitze- der bürgerlichen Ehrenrechte oder un-
fähig zur Bekleidung öffentlicher Ämter Ist oder 
schuldhaft schlecht gewirtschaftet oder abgeliefert hat, 
Gder t  

5. (las Grundstück eines den Erwerb oder die Nutzung 
Anstrebenden nach Artikel  VII Ziffer. 1. c) und d) 
des Gesetzes einer Treuhandschaft Gder einer  Zwangs-
Verpachtung unterliegt, 

(2) Bei der 'Veräu13erung im Wege der Zwangsveritei-gerung sind die Vorschriften des Absatzes 1 sinngemar3 
anzuwenden mit der Maßgabe, daß bei der  Entscheidung über  die Erteilung der Genehmigung zu dem Gebot eines 
dinglich berechtigten auch seine Belange als dinglicher 
Gläubiger angexne.ssen zu beracksichtigen sind. . 

§9  
, (1), Die Genehmigung nach Artikel V des Gesetzes soli nur erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und keine Gefahr besteht, daB durch die Belastun' g die Leistungsfähigkeit des land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes des Schuldners dauernd gefährdet wird. 

(2) Die Genehaligueng  it nicht erforderlieh 
, 

für eine Belastung bis zu Vie des zuletzt festgestell-ter/ steuerlichen Einheitswertes, soweit dia jahrliche 
Zinar: und Tilgungsleistung Vinf vom 

hundert vel 7,tio des Einheitswertes nicht übersteigt, 
2. Air die von (ter Siedlungsbehörde zugelassenen Be- 

lastungen aus_AnLaB eines Siedlungsverfahrent, 
&Err die Eintragung der im § 128 des Zwangsveasteige-

rungsgesetzes vorgesehenen. SicherungrarYPothek ge-
gen den Erwerber. 

(3) Der Minister  für Landwirtschaft, Ernithrung und Forsten kann im Einvernehmen mit dem lYfinister der Justiz die Belastungsgrenzen nach Absatz 2 Nr. 1  ander-weit festSetzen. 

§.• 	
. 

(I) ob die Genehmigung erforderlich ist, entscheidet Zweifei das Bauerngericht. Die Entscheidung ist für 
Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend. 

(2) Das l3auerrigei-icht hat auf Antrag ein - Zeugnis darüber zi erteilen, daß die Genehmigung nicht erforder-lich 1st. 

(3) Der Nachweis dafür, daß die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1 Ziffern 3, 4 und 6 gegeben sind, und der Nachweis dafür, daß es sich niche tira ein, land- odor 
forstwirtschaftlich.es Grundstück handelt, soweit das beim 
Grundbuchamt nicht offenkundig ist, ist durch eine Be-scheinigung clkw Bauerngerichts zu führen. 

§ 11 

(1) lat  im Grundbuch auf Grund eines nicht genehmig-ten. Rechtsgesehäftes eine Rechtsánderung eingetragen, so hat das Grundbuchamt auf Ersuchen der Geneh-raigungssteUe, falls nach deren Ermessen die Genehmt-gung erforderlich war,  einen Widerspruch im. Grundbuch , einzutragen. § 53 Absatz 1 der Grundbuchordnung in der Fassung vorn 5. August /935 (RGB1, I S. 1073) bleibt unberiihrt. 

(2) Ein ' izacir Absatz  I  eingetragener Widerspruch ist zu I5schen, welur die ersuchende Stene darum einkommt oder. wenn die Genehmigung erteilt ist. 

§ 12 

(1) Das Bauerngericht kann auf Antrag der zuständigen Stelle der landwirtschaftlichen Verwaltung in der  Kreis-Stufe  dem Fa,gentamer oder Besitzer von lebendem oder totem Inventar, das zu einem landwirtschaftlichen Grund-
stück gehört oder sich auf ihm befindet, die VerauBerung oder die Entfernung des Inventars oder einzelner Stücke 
von dem Grundstück untersagen, wena hierdurch die ordnungsmallige Bewirtschaftung des GrundsttickeS. zum Schaden der Volksernährung gefähnlet 

(2) Untersagungen nach Abs. 1 stehen Mailnahmen im Wege der Zwangsvollstreckung nicht entgegen. 

§ 13 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrale oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
1. wer , 

1) entgegen einer rechtsiiräftigen Versagung der !fir das Rechtsgeschäft erforderlichen Genehmigung oder 
b) ohne binnen drei Monaten nach Vornahme eines 

genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäftes die er-forderliche Genehmigung nachgesucht zu haben, 
. den  Besitz eines Grundstticks erwirbt oder behalt 
oder einem anderen überlaBt oder unbeanstandet be-labt,  
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2. wer die bei Ertatilung der Genehinigung gemachten. 

Aflagen nicht erftLllt, 

' 3. wer InVentar NieräuBtort, entferitt odes an sick bringt, 
wenn ein Verbot nach § 12 Absatz 1 vorliegt. 

• • (i)  ist  die Handlung fahrlässig begangen, so kann nur 
aut Geldstrafe erkanrd werden. 

III. Abschnitt 

Landhewirtsehaftung 

auch zuitandig, wenn Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung gestellt ist und  te  den sonst in dieser Verordnung 
bestimmten Fallen. 

• f) Das Bauerngerldht trifft suf Antrag der zustAndigen 
Stelle der 'landwirtschaftlichen Verwaltung ha der Kreis-
stufe, auch die nach Artikel VII des Gesetzes erforder-' 
lichen Entscheidungen. 

-(3) Gehört ein land- oder forstwirtschaftliches Grund, 
stiiek shier Erbengemeinschaft, so it für eine Ausein-
andersetzung nach §§ 86 ff des Gesetzes fiber die frei-
will•ge  Gerichtsbarkeit insoweit anstelle des Nachla13 7  
gerichtes das Bauerngericht zuständig. 

' 	§ 17 

(1) Bauerngericht ist das Amtsgericht 

(2) Der IVIiiter der Justiz kann lm Finvern.ehrnen 
° mit den,. Minister für Landwirtschaft, Ernährimg und 
Forsten einem Bsuerrigericht die Geschäfte mehrerer 
-Amtsgerichtbezirke ithe-rtragen. 

(3) Örtlich zuständig ist das Bauerngericht in dessen 
Bezirk das Grundstilek ganz ¿der zum 'größten Teile liegt. 

(4) Bestt Streit ader fingewifikeit dariiber, welshes 
von mehr4en Bauerngerichten örtlich zuständig ist, so 
wird es vorn zuständigen Oberlandesgerichtspräsidenten 

	

- bestimmt. 	OE ' 
§ 

(D Das Banerngericht entscheidet in der Besetzung vela 
einem Richter und zwei in der Landwirtschaft bewander-
ten Beisitzern .(landwirtschaftlichen Beisitzern). Geken 
seine Entscheidungen ist die sofortige Beschwerde an .das 
Oberlandesgericht als Bauernobergeriht zulässig. 

(2) Das  Beschwerdegericht entscheidet in der Besetzung 
° von einem Richter als Vorsitzendem, zwei  weiteren Rich-
tern urid zwei landwirtśchaftlichen, Beisitzern. 

(2) Die  Gerichte  des höheren Rechtszuges entscheiden 
in der BeSetzung von einem Richter als Vorsitzendem, 
zwei weiteren • Richtern  und zwei landwirtschaftlichen 

	

Beisitzern. 	•  

(3) Der MiniSter der Justiz kama din Einvernehmen mit 
dem Minister far Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 
die Einzelheiten regeln. 

§ 19 

,(1) Die landwirtschaftlichen Beisitźer bestellt der Ober-
landesgerichtspräsident auf Voischlag des Ministers far 
Landwirtschaft, Ernährung und Forsten auf die Dauer 
von drei Jahren. 

(2) Die, Einberufung der landwirtschaftli Chen. Beisitzer 
zur Teilnahme an den Sitzungen erfolgt durch den Vor-
sitzenden. 

§ 2.0 	 • 
(1) Während der Sitzung üben die la,ndwirts*  chanach= 

Beisit-zer das Richteramt in vollem Umfange und mit dem 
gleichen Stimmrecht tkrie der Vorsitzende aus. 

(2) Die landwirtschaftlichen Beisitzer shad zur. Amts-
verschwiegenheit verpflichtet 

(3) Jeder landwirtschaftliche Beisitzer wird bei seiner 
ersten Dienstleistung auf die Dauer seines Richteramtes 
vereidigt. 

r21' .  
4. Die Vorschriften der §§ 41-48 der Zivilprozetiordnung ' ° 
über -  die Ausschließung mid Ablehnung der Gerichts-
personen geiten far die landwirtschaftlichen Beisitzer 	- 
entsprechend. 

§ 2  

landwirtschaftlichen Beisitzer erhalten eine Ent-
schädigung nach  näherer  Bestimmung Amen die za-
ständigen Minister.. 

. 	 ' 	§í4  

,(1) Die Bewirtschaftung .entspricht nicht den Erf.order-
nisSen des:Artikels VII Absatz  ides  Gesetzes, wenn der 
Nutzungsbereeht1gt+3 

É  ia 	nicht so wirtschaftet, wie es zur Sicherung 
der Volksernährung °notwendig lurid nach den allge-
meinen wirtichaftlicheii und den besonderen betrieb-
lichen Verhältnissen möglich ist oder 

2. schuldhaft seinen Anbau- oder Ablieferungspflichten 
nicht Imehkommociter . •  

wegen groben Verhtoßes gegen ennährungswirtschaft-
liche Vorschriften bestraft worden ist. 

(2) Brei der Beurteihing der Wirtschaftsweise nach 
Absatz 1 ist ein Betrieb ala' Wirtschaftseinheit zu be-
trachten; insbesondere ist seine Gesamt1eis4mg in der 
Erzeugung und Ablieferung sowie in der Erfüllung  dr  
Anbaupflieleten zu beriicksithtigen.' 

• (8) Das Nähere bestimmt 	LandbewirtSchaftserdnung., 
Stellung der .Airträge ist berechtigt -mid -verpflichtet 

die zuständige la 	rt 

	

ndwiscbaftliche 	Verwaltungsstelle in 
' der Kreisstirfe. Die Adordmingen tritft  da"  Bauera-

gericht • 

(4) Böswillige falsche Angaben Über die Anbaufläche 
gegenüber einer, zuständigen Stelle begründen die Vol.:- 
aussetzungen' ehLer Zwangsverpachtung nach §  U  Ab-
satz 1 der Landbewirtschaftungsordnung. 

' (5) Der Minister für -.Landwirtschaft, - Ernährling uid 
Forsten kami im Einvernehmen mit dem Minister 'der 
JuStiz bestimmet, inwieweit die IriseheretWirtschaft den 

• Vorsehriften dieser Abschnitte und der Landbewirtschaf-
turigeordnung 'unterliegt, sowie in welchem Verhältnis die 
Voraussetztmgen der Zwarigsverpachtung nach 
Verordnung und nach dem Gesetz  zut Beschäffun.g von 
Siedlungsland und zur Bodenreform vom 15. 10.1946 (GVB1. 
.S. 218) zueinander stehen. 

IV. Abschnitt 

Zustindigkeit und Verfahren , 

	

§15 	 - 

(1) Die zuständige Stalle der landwirtschaftlichen Ver-
walhing M der Kreisstufe entscheidet ilber die Geneh-
migtmg nach Artikel IV mid VI des Gesetzes bei  Auf-
lastmg und Verpachtung von Grundstücken  te  der GröBe 
bis zu einem Hektar. ' 

9) Der Bescheid ist schriftlich zm. erteilen Mid zuzu-
stellen; er ist zu begründen, wenn die Genehmigung 
versagt oder Unter Auflagen  u  edingungen erteilt 
wird. 

(3) Gegen den Bescheid können die' Beteiligten binnen 
zwei Wochen nach der Zustellung den Antrag auf, ge-

richtlithe Entscheidung stellen. Sie sind darilber zu be-
lehren. 

§16  

(i)  )ber die sonstigen Genehmigungen nah  Artikel IV 
bis VI des  Gesetzes entscheidet das Banem_gerich,t. Es ist 
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§23  • 
Ftir das Verfahren vor. dem• .Bauerngericht ist daft 

Reichsgesetz liber die Angeleg,ortheiten der freiwilligen 
Gerichtsbárkeit -  maligebend. Es gelten die besonderen 
Yorsehriften der §§ 14 bis 31 Ower Verordnung. 

§- 34  
(1) Das Bauerngericht hat von Amts wegen die zur 

Fesistellung der Tatsachen erforderlichem Ermittlungen 
anzu.stellen und die geeignet erScheinenden Beweise auf-
zunehmen. 

(2) Eine Entscheidung kain nur ergehen, nachdem den 
Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung gegeben' worden 
war. Wer als Beteiligter anzusehen ist, enUcheidet das 
Bauerngericht nach freiem _ Eimessen , Die zuständige 
Stelle der landwirtschaftlichen Verwaltung in der Krels-
stufe. ist in allen Fällen zu hören. 

(3) Das Bauerngericht kann auf Antrag oder von Amts 
wegen sichernde Maßnahmen 'oder einstweilige Anord-
nungen treffen. Auf die Vollstreckung dieser Anordnun-
gen finden die Vorschriften der ZivilprozeBorchning  Über 
die Zwangsvollstreckungen Airwendung. 

• 
§25  

(1) Die Beteiligten können sich vor dem Bauerngericht 
durch Bevollmächtige vertreten und durch Beistände un-
terstützen lassem Das Baueingerichi kann die Vorlage 
einer öffentlich beglaubigten Vollmacht verlangen. 

(2) Zur - Vertretung vor dem Bauerngericht ist jeder bei 
einem deutschem Gericht zugelassene Rechtsanwalt be- 

(0,33evollnaächtigten.und Beiständen,  di  .nicht Rechts-
anwälte sand, kann die weitere Vertretung untersag'wer-
den, wenn ihnen die Fähigkeit  zum geeigneten münd-
lichen oder schriftlichen Vortrag mangelt. " 

§26  
(1) Die Anberatimung einer miindlieben Verhandlung 

steht im Ermessen des Banemgerichtes. "Ober die Ver-
handlung soll eine Niederschrift aufgenommen Werden. 

(2) Die Beteiligten Sind zur mündlichem Verhandlung 
zu  laden. Die zuständige Stelle der landwirtschaftlichen 
Verwaltung. in der Kreisstufe ist von der Verhandlung 
zu benachrichtigen. 

§27  
Der Vorsitzende kann Vor der mündlichen Verhandlung 

alle Anordnungen treffen, die angebracht erseldeinen, 
damit die Sache tunlichst in einer Sitzung erledigt wird. 

§28  
Kommt ein Vergleich zdstande, so ist er in die Nieder-

schrift aufzunehmen. Sie ist insowedt den Beteiligten 
vorzulesen oder zür Durchsicht vorzulegen. In der Nieder-
œiclarift ist zu bemerken, daß dies geschehen und die Ge-
nehmigung erteilt ist. 

§ 29 

(1) -Ober Art und Umfang der Beweisaufnahnde ent-
scheidet deg Bauerngericht nach freiem Ermessen. I 

(2) Das Bauerngericht kann eines seiner Mitglieder Mit 
der Beweisaufnahme oder mit örtlichen Ermittlungen 
eder mit Verhandlungen mit d, Beteiligten beauftragen. 
Die Vorsehriften der Zivilprozeßardnung über das Ver-
fahren vor dnem .beduftragten Richter gelten sinngemäßi. 
Zur Abnahme von Eiden sind die landwirtschaftlichen 
Beisitzer auch dann nicht  befugt, wenn sie mit der 
Durchführung einer Beweisaufnahme beauftragt sind. 

§30 	• 	4 	. 

Das Bauerrigerieht kann andere  Gerichte  tarki Sehetden 
um Amtshilfe, ersuchen., 	 , 

§31  
(l) Das Bauerngericht entscheidet durch begrinideten 

schluB. 
(2j.  Der Beschlia enthält die  Bezeichnung  des &erich-

tes und der Sache, die Namen der bei der 'En'tScheicliing 
beteilige= Geriehtsmitglieder und den Tag der lynt,- . seheidung. 

(3) Der Beschluß wird vom Vpriitzenden Unterzeichnet 
(4) Ergeht die Entscheidung im Anschluf3  an  eine miind-

liche Verhandlimg, so ist sie, wenn die Beteiligten  an-
wesend sind, durch Verlesung der BeschluBformel zu 
verkünden.  Es können inch die Gründe durch ver-
!wang oder nach ihrem wesentlichen Inhalt bekannt-
gegeben werden. 

(5) Die Entscheidung ist den  Beteiligten  und der zu-
ständigen Stelle der landwirtschaftlichen Verwaltung 'in 
der Kreisstufe von Amts wegen zuzustelleit Dabei sind 
die Beteiligten über die Zulässigkeit der sofortigen Be-
schwerde zu belehren. Mit der Zustellung beginnt die 
'Beschwerdefrist 

§ 32 

(l)  Auf  das Beschwerdeverfahren sind die Vorschriften 
der §§ 23-31 und des § 4 des Rechtsmittelgesetzes ye= 
7. 9. 1946 (GVBI. S. 174) entsprechend anzuwenden. 

(2) Beschwerdeberechtigt sind die Beteiligt= und die 
zuständige Stelle der landwirtschaftlichen Verwaltung  in 
der Kreisstufe. 

§33  
„(1) Des Beschwerdegericht kann die schriftliche Vor-

bereitung der Sáche anordnen. 

(2) Das Gericht kann auch anordnen, dat/  sieh ein  Be-
teiligter durch einen Rechtsanwalt vertreten /äßt, und 
kann einem armen Beteiligten in entsprechender Anwen-
dung des § 116 der ZivilprozeBordnung einen. nicht als 
Richter angestellten Justizbeamten oder einen Rechts-
kundigen, der die erste Prüfung Eh den  Justizdienst be-
standen hat, be ordnen. 

(3) Beschltisse des Beschwerdegerichts sind von dem 
beamteten Richtern zu unterzeichnen, 

(4) ,  Weitere Beschwerde findet nicht statt. 

34 
Bestimmungen über die Tragung, Festsetzung  mid Höhe 

der Kosten sowie über die Beschwerde gegen Kosten-
entscheidungen werden durch Verordnung des 1V1inisters 
der Justiz im EinvernehMen mit dem Minister Rh Land-
wirtschaft, Ernährung und Forster' sowie des Mnisim 
der Finanzen erlassen. 

§35  
Soweit nach dein Inhalt der Entscheidung des Gerichts 

eine Zwangsvonstreckung in Frage kommt, linden die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

, 
	

§36  
Soweit in dieser Verordnung und in der Landbewirt-

schaftsordnung Antrags- oder Beschwerderechte begrün-
def sind, stehen sie im gleichen Umfang auch dem Mi-
nister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten und 
den von ihm beauftragten Stellen zu. Sein Antrag bat 
den Vorrang. 
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'''1,1) IM 'Sinne des Gesetzes und 'dietier Verordnung ist 
”taPFINivirtechaft" die Beclenbervirtschaftimg und die rolt 
der 'Iledenbenutzung verbundene. Tierlialtuiag zur  •  de- 

' windung pflanzlieher und tieriScher, .Enieugnisse, ins- 
der Ackerbau, . die. Wies,ek., ,trad Weidewirt-. 

di,p ;  Forstwirtschaft,• der Erwerbsgartenba-u, der 
Weinbau und ;die Fischerei in Binnengewässern.' r 

'(2) paCht .  (Verpacht-mig)' bedeutet ¡edel': Vertrag nach 
§  3' .Alisatz 2 'und 4 der ReichSpaclitSehutzordnnng vom 

	

30.7, 1940 (RGB1. I S.. 1065). 	: 	, „ . 
(3) 'Unter „Belastung" im-  Sin, 	Artikel  V d.  Ge- 

setzes ist auch jede sonstige dinglic4e ,  13e1a.stung 
Grundstückes zu ,verstehen, durch die 'einmalige oder 
Wiederkehrende LeittungenauS dem 'Grundstück zu ent-
riclib-eas sind,' z.. B. Zwangshypothek, Reallast. 

, § 38 

Im ersten Rechtszug ankiängiger„Grtmdstticksverkelrrs-
sakhen gehen in den Fällen des § 15 "auf ,"die-miständige 
Stelle der landwirtschaftlichen , Verwaltung,in der Kreis-
stufe liber. Im übrigen gehen Gruridstücksverkehtssacben, 
Landbewirtschaftungssachen und die bei den Anerben-
gerichten anhängigen Sachen auf die Bauerngerich,98,--die 
in einer Beschwerdeinstanz anhängigen 'sacht* auf die 
dafür zuständigen Gerichte über. 

' §39 

Soweit Erbfälle des bisherigen Erbholrechts bei In-
krafttreten des Gesetzes im Sinne seines Artikels XII 
;mdi nicht geregelt waren, sind die Bestimm -tragen der 
Landgilterordnung (§ 1 Absatz 2) entsprechend anwend-
bar. Ist ein Erbfall durch Entscheidung oder Verein-
barung mir teilweise geregelt, so ist diese Regelung in-
soweit wirksam.- 

40 

Die Verordnrung tritt am 21. 4. • 1947 in kraft 

Wiesbaden, am 11. 	1947 

- 
Hessisches staatsminiiterim 

Der 3:11.  inisterpräsident: 

Steck 

Der Minister der  Just: Der Minister für Landwirtschaft, 

Ziinn 
	 Ernährung und Forsten: 

Lorberg 

Anordnung über die Bildung 

von Schöffengerichten und Schwurgerichten 

vom '17. April 1947 

Auf Grund  der §§ 28 und:79 des Strafgerichtsverfass.ungs-
gesetzes 1946 ordne ich für die Verhandlung und Ent-
scheidung von •Strafsachen die Bildung von Schaffen-
gerichten und, Schwurgerichten an. • 

Abschisi1t 

. ,ftbüffengeriehte 

• 	 § 1 
(1)-#Die Schöffengerichte werden bei den Anitsgerichten 

gebildet. 	' 
(2) Mehrere Aintsgerichtibezirke können zu: ein-ran 

Schöffengerichtsbezirk zusainmengefaBt werden. 

(3) Die Schöffengerichte bestehen aus einem Richter 
als Vorsitzenden und.  zwei Schöffen. 

(4) Auf Antrag der Staatsanwaltschaft ist wegen der 
Bedeutung oder des thisfangs einer Strafsache ein zweiter 
Richter zuzuziehen: (erweitsyteS Schöffengericht). 

(5) Die Richter_ werden 'vom Präsidenten des Land-
gerichts bzw. des Amtsgerichts , Frankfurt am Main be- ' 
stinämt. 

§2 

Rie Schöffengerichte sind zuständig in Strafsachen,' die 
nach den §§ 23, 24 des Gerkhtsverfassungsgesetzes 1946 
zur Zuständigkeit des Amtsgerichts- gehören,: 

1. sovreit eine Zuchthausstrafe oder eine Gefängnisstrafe 
von mehr als einem Jahr zu erwarten ist, / • 

- 2: wenn es sich „um eine,Straftat handelt, bei der durch 
Fahrlässigkeit der Tod eines 'Menschen verursacht wor-. 
tlen ist, 

3. bei allen im Wege der Privatklage verfolgbaren Straf-
taten, wean öffentliche Anklage erhoben Lvird, 

4. wenn die Staatsanwaltschaft ;or den Schöffengericht 
Anklage erhebt. 

§3 , 

(1) pas Verfahren vor den gchöffengerichten ist daS 
gleiche wie vor den Amtsgerichten: 

(2) Die Richter und die Schöffen entscheiden in der 
Hauptverhandlung gemeinschaftlich, soweit nicht der 
Vorsitzende allein zuständig ist. 

§4 

(1) Gegen die Urteile des Schöffengerichts ist Berufung 
oder gemäl3 Artikel 3 § 2 _des Einführungsgesetzes vom 
21. 1. 1946 zur Strafrechtspflegeordnung Revision zulässig. 

(2) laber die Berufung gegen ein Urteil des Schöffen-
gerichts entscheidet die - Strafkammer des Landgerichts, 
über die Revision das Oberlandesgericht. - 

(3) hat ein Beteiligter Revision, ein anderer aber Be-
ruftmg eingelegt, so ist die Revision als Berufung zu bez 

-handeln, 'solange die Berufung nicht zurückgenommen 
oder _als unzulässig verworfen ist. Form und Fristen der 
Revision sind auf jeden Fall zu wahren. 

(4) Wird die Revision st,att Berufung,eingelegt, So kann 
sie auöer auf § 358 der Slrafprozel3ordnung 1946 nicht auf 
die Verletzung einer Verfahrensvorschrift gestützt werden. 

-11. Abschnitt 

Sehwurgerichte 

§ 5 

(1) Die Schwurgerichte treten bei den Landgerichten 
. nach Bedarf zusammen.' , 

(2) Ort und Zeitpunkt des Zusammentritts bestimmt 
„der Minister der .  Justiz  suf yorichlag des Landgerichts-
präsidenten. 
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§ 6 

(1) Das SChwurgericht besteht aus zwei Richtern Mit 
Einschluß des Vorsitzenden und sieben Geschworenen. 

(2) Die Richter werden auf die Dauer von zwei Jahren 
im voraus durch den  Minister  der. Justiz aut der Zahl*der 
Mitglieder  des Landgerichts und der Amtsgerichte er-
narint. Es können - drei beisitzende Richter ernannt wer-
den, die abwechselnd an der Verhandlung und Entschei-
dung der einzelnen Strafsachen während der Tagung des 
Schwurgerichts-  teilnehmen. Die Ernennung von Ersatz-
richtern ftir den Vorsitienden und die  Betsitzer ist zu-
lässig. 

§7  
Das Schwurgericht 1st ausgehließlich zuständig für 

Strafsachen wegen einer vorsätzlichen Tat, die den Tod 
eines Menschen zur Paige hatte, wegen Raubes einschließ-
lich der räuberischen Erpressung una wegen Meineides. 

§8  

(1) Das Verfahren vor dem Schwurgericht ist das 
gleiche wie vor der Strafkammer. 	, 

(2) Die -  Richter und Geschworenen entscheiden, wena 
das Schwurgericht tagt, gemeinschaftlich, soweit nicht der 
Vorsitzende allein zuständig 1st. 

(3) AuBerhalb der Tagung entscheidet die Strafkaramer - 
des Landgerichts. 	• 

§9 

Die schriftlichen Urteilsgriinde werden von 'den beiden 
Richtern und einem von den sieben . Geschworenen ge-
wählten Obmann unterschrieben. 

§ 10 

Gegen Urteile  de  t Schwurgerichts ist das Rechtsmittel 
der Revision gegeben, über welches das Oberlandesgericht 
entscheidet. 

Abschnitt 

Wahl und Amt der Schöffen  und Geschworenen 

§- 11 

(1) Der Prisident des Landgerichts bzw. de-as-  Amts-
gerichts Frankfurt am Main bestimmt die für das Schwur-
gericht und die Schöffengerichte erforderliche Zahl von 
Geschworenen und Schöffen einschließlich der Hilfs-
geschworenen und Hilfsschöffen. - 	 - 

(2) Jeder Schöffe soll mindestens einmal im Monat Bei-
sitzer sein. Jeder Geschworene soll 'einmal  lin Jahr zu 
einer Schwurgerichtstagung herangezogen werden. ' 

(3) Von der nach Abs. 1,bestimmten Gesamtzahl dürfen 
nicht mehr als -  drei Viertel Manner und aubh nicht mehr 
als drei Viertel Frauen -sein. • 

(4) Gehören zur Zuständigkeit eines Schöffengerichts 
die Bezirke mehrerer Amtsgerichte, so ist die Zahl der 
Schöffen für jeden Arntsgerichtsbeiirk gesondert zu be- 

< stimmen. 

	

' 
	

§12  

(1) Die Schöffen und Geschworenen werden gewähit. 
(2) Die Wahl erfolgt für die Schöffen und Geschwore-

nen getrennt durch die Kreisvertretung aus .je einer Ur-
liste. 

§ 13 

(1) Die Urlisten werden für jeden. Schöffeng.  eriehts-
-Oder Schwurgerichtsbezirk getrennt durch Vorochllige 
aufgestellt. Vorschlagsbereehtigt sind die  politischen  Par-
teien, soweit sie für das Land Hessen zugelassen sind, 
die Gewerkschaften, •• die Oberbürgermeister der Stadt-
kreise, die Landräte, sowie die Bürgermeister der Ge-
meinden mit mehr zds tausend Einwohnern. Die Land-
rate sollen vor Abgabe ihrer Vorschläge die BürgerraelSter 
ihres Landkreises htiren. Die Zahl der vorgesehlagenen 
Persenen steht im Ermessen der Vorschlagsberechtigtere 
Im Vorschlag sind Vor- und Zunamen, Geburtstag und 
-ort, Wohnsitz, Beruf sowie ein kurzer Lebenslauf des 
Vorgeschlagenen anzugeben. Bei den Vorschlagen sollen 
elle- Eevölkerungsgruppen und Berufe, insbesondere auch 

• die  Neubürger (Flüchtlinge), den örtlichen Verhältnissen 
entspféaend, berücksichtigt werden. 

(2) TJnifailt der Bezirk lines Schöffengerichte oder 
Schwurgerichts mehr als einen Stadt- oder Landkreis, 
so sind die Vorschlä e von allen beteiligteri Kreta-
instanzen aufzustellen. 

(3) Der Prasident des Landgerichts bzy,. des Amts-
gerichts Frankfurt am Main holt die Vorschlage ein und 
leitet sie der Kreisvertretung zu. 

§ 14 
(1) Die aus den Vorschligen zusammengestellte Urilste 

ist von dersKreisvertretung eine Woche lang zu. ¡Gder-
mantis Einsicht auszulegen. 

(2) Der Zeitpunkt der Auslegung Jat mindestens eat* 
Woche vorher öffentlich bekanntzumachen. 

§15  
- Gegen. die Wahl einer als Schaffe oder Geschworenen 
vorgeschlagenen Person kann jedermann schriftlich Ein- 
spruch erheben. Der Einspruch mufl der Kreisvertretung 

- spätestens fünf Tage nach Beendigung der Auslegung sa-
gegangen sein. 

*16 

(1) Die Schöffen und Geschworenen müssen das 30. Le-
bensjahr vollendet haben und sollen erfahrene und un-
bescholtene 'Personen des allgemeinen  Vertrauens  sein. 

' (2) Unfähig zum Amte eines Schöffen oder Geschwore-
nen sind •  

1. Personen, welche die Befähigung infolge strafrecht-
licher Verurteilung verloren haben, 

2. Personen, gegen die ein gerichtliches Verfahren wegen 
eines Verbrechens_ oder Vergehens eingeleitet lat, das 
die Aberkennung der Bürgerlichen. Ehrenrechte oder 
der Befähigung zur Bekleidung öffentlicher  Ämter zur 
Folge haben kann, 

3.'Personen, die die Befähigung durch Entscheidung einer 
Kammer auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. 3. 1940 

'verloren _haben oder die in einer der Qruppen 1-3 
dieses Gesetzes eingereiht worden- sind, 

4. Personen, die nach MaBgabe der Artikel 58, 59 des Ge-
seizes vom 5. 3. 46 dera vorlAufigen Tatigkeits- oder Be-
schäftigungsverbot unterliegen oder gegen die der 
Offentlich.e Kläger Einstufung in eine der Gruppen 1-3 
dieses Gesetzes beantragt hak 

50 



- 
Wiesbaden, den 2. August 1947- 	 • Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 

	
Nr. 8/9 

(3$ Das Abstimmungsergebnis ist schriftlich niederzti-
Idgen, von den Wahlmännern zz  unterschreiben und dem 
Präsidenten des Landgerichts Tu*. des Arhtsgerichts-
Frankfurt am Main zu übermit In. 

- (1) Die Strafkammer des  Landgerichts ist Wahlpril- 
fungsgericht. Sie eniicheidet aid Antrag der Kreisver-
tretung oder einer Minderheit, die sich ans mindestens 
einem Fünftel der Mitglieder der Kréisvertretings zu-
sammensetzt, oder des Oberstaatsanwalts. Der Antrag auf 
Entscheidung des Wahlprüfungsgerichts kann nur inner-
halb- von zwei Wochen nach der Wahl gestellt werden. 

(5) Gegen die Entscheidung des Wahlprüfungsgerichts 
ist OE die sofortige Beschwerde an das  Oberlandesgericht 

- 
zulässig. 	

• 
 

§ 22 - 

Die Hilfsschöffen und'Hilfsgeschworenen müssen am 
Gerichtsort ansässig sein. Sie werden nach Maßgabe der, 
§§ 20/21 von der Kreisvertretung des Gerichtsorts geson-
dert gewählt. 

§ 23 

(1) Durch Auslosung wird bestimmt,  in welcher Reihen-
folge die Schöffen Mid Geschwinenen an den Gerichts-
sitzungen teilnehmen und „welcher Hilfsschäffe oder 
Hilfsgesehworene im' Falle der Behinderung der Stell-
vertreter ist. 

(2) Das Los zieht der Präsident des Vandgerichts bzw.' 
des Amtsgerichts Frankfurt am Main. 

(1) Das Amt des Schöffen oder Geschworenen ist ein 
-Ehrenamt. 

(2) Die 'allgemeine Bestimmung über die.Nergiitung für 
Verdienstausfall und den Ersatz von Auslagen erfolgt 
durch besondere Anordnung. 

§ 25 

Die Dauer des Amts als Schöffe oder Geschworener be-
trägt zWei Jahre. 

§26 

(1) Die Schöffen und Geschworenen leisten vor der 
ersten Verhandlung des Gerichts, an der sie als Bei-
gazer teilzunehmen berufen" sind, in  öffentlicher Sitzung 
felgenden Eid: 

, „Ich schwöre,  da ich ein gerechter Richter sein und 
meine Stimme nach bestem Wissen und Gewissen ab; 

tgeben will, aIlein dem Gesetz gehorsam, sonst an 
keine Weisung,gebunden, ohne Ansehung der Person, 

- . ihrer Partei, Herkunft oder Besse, dainit 
Unrecht gesühnt; Unschuld geschützt und der Triede 
gewahrt werde." 

Die Hinzufügung einer religiösen Beteuerung,sformel ist 
zulässig. 	 •nask 

(2). Die Pflicht zur Eidesleistung nach dem Gesetz der 
Militärregierung, Nr. 2 Art. V bleibt unberührt: 

" , 
§27 

Diese Anordnung tritt am 31. März 1919 außer Kraft. 

Wiesbaden, den' r t. April 1917. 

- Der Minister der Justiz:" 

Zinn 	-c 

&Personel% die hrtfolge gerichtlicher Anordming oder 
nach dem Gesetz  Nt 52 der Militärregierung odek dem 
Gesetz vom 5._ 3. 1946 in der Verfügting 'liber ihr Ver-
mögen beschränkt Sind. 

§ 17 

C1)  As  Sehöffe oder Geschworener sollen nicht gewählt 
Werden 

L ein • Mitglied der .Landesregierung, 

2. ein eamter, der jederzeit einstweilen in den Ruhe-
stand versetzt oder aus seinem Amt abberufen werden 
kann, 

& ein •Beamter  des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft, 

4. ein Polizeibeamter, 

5. ein Religionsdiener oder ein Mitglied solcher religiöser 
Vereinigungen, die satzungsgemäß zu gemeinsamem 
Leben verpflichtet sind. 

(2) Niemand soll gleiclaaeitig zum ,  Schöffen und zum 
Geschworenen gewählt weiden. 

§'18 

Die 

 

Wahl Zurn. Schöffen oder Geschworenen diitien ab-
lehnen 

1. Mitglieder des Landtages, 

Ärzte, Krankenpfleger und Hebammen, 

& Apotheker, weiche keinen Gehilfen haben, 

4. Personen, welche das 65.. Lebensjahr zur Zeit der Auf-

-Stellung  der Urliste vollendet haben oder es bis zum 

Ablaid der Wahlperiode vollenden Wiirden, - 

5. Frauen, ;seIche glaubhaft machen, daß ihnen  die»  Für- 

• gorge für ihre Familie  die  Ausübung  des  Amts in be;- 

• sonderem Maide erschwert, 

tL Personen,  die in einer Kammer Oder  als  Klager  

'Grund des" Gesetzes vofn 5. 3. 1916 tätig sind. 

-Über die gegen die Urliste ethonenen Einsprüche ent- . 
r 	scheiaęt die Strafkammer des Landgerichts. 

, 
, §20 

(1) Aus den berichtigten Urlisten wählt vdie Kreisver-

tretu-ng die erforderliche Anzah.l. der 'Schöffen und Ge-
schworenen. 

(2) Kreisvertretung ist in Landkreisen -der Kreistag, in 

• Stadtlireisen die StadtverordnetenverSarnmlung. 

(3) Umfaßt der Bezirk des Schöffen- oder Schwurge-
richts Fehr als einen Kreis, so wählt jede Kreisvertre-
tung anteilig so viele Schäffen. und Geschworene, wie der 
Zahl nich auf den Kreis entfallen. 

§21 	. 

(1) ,  Die Kreisvertretung kann zu ihren Sffzungen Rich-
ter und Staatsanwälte als Berater  zuziehen. 

(2) Die Wahl  erfolgt mittelbar durch WELlmänner. Jede 
Kreisvertretung wählt  in geheimer Abstimmung sieben , 
Wahlmätiner, von denen vier der Mehrheit, drei der 
Minderheit angehören müssen. Die Wahlmänner wählen 
in geheimer Abstimmung die Schöffen Gder' GeschWOre-
nerr. Gewählt ist, wer mindestens fünf Stireriien „halten 
hat. 

"5,1 	- 



h.  Wiesbaden, den 2. August 1917 Ges tz- und Vererdnungfielatt ffir dm Land ¡lessee 	 Kr. 8/9 ' 

Landilewirtschaftungsordnung 
vom n. Juli 1947 

Zur Durchführung des Kontrollratgesetzes Nr. 45 vom 
20. 2. 1947 wird auf Grund der Ermächtigung und Anord- 

. nung  der Militärregierung verordnet: 

§  2. 

(1) Die Aufforderung zur ordnungsmäßigen Bewict-
schaftung kann schriftlich oder mündlich erfolgen. 

(2) Meer eine müncleiche Aufforderung ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen. 

(3) In der Aufforderung ist der Nutzungsberechtigte auf 
die hauptsächlichen Beanstandungen hinzuweisen. 

H. 

Wirtschaftsiiberwachung durch eine Aufsichtspereen 

§3 
' Anordnung der Wirtschaftstibe.rwaehung 

• (1) Ist eine Aufforderung zur ordnungsmiißigen. Bewirt-
schaftung nicht zweckmäßig oder nicht ausreichend, so 
soil eine Wirtschaftsüberwachung angeordnet • werden, 
wenn zu erwarten ist, daß die vorhandenen Mängel durch 
eine solche Maßnahme alsbald und naelehatti¡ behoben 
werden. 

(2) Die Wirtsehaltstiberwachting kann auf einen Teil 
des Betriebes oder  Grundstücks beschränkt werden. 

(3) Sie wird mit' der Rechtskraft des Arterdriungsbe-
schlusśes wirksam. 

§4 

Wirkung der Anordnung 
(1) Die Aufsichtsperson hat durch FBeratung auf eine 

ordnungsmäßige Bewirtschaftung hinzuwirken. 

(2) Der Nutzungsberechtigte hat der Aufsichtsperson das 
Betreten des Betriebes, der Grundstücke und der Wirt-
schaftsräume zu gestatten. Der Ntitzungsberechtigte und 
die bei ihm beschäftigten Personen sind ihr zur Auskunft 
verpflichtetZer alle mit der Bewirtschaftung zusammen-
hängenden Fragen. 

(3) Die  Aufsichtsperson ist zur Vereeinviegenheit über 
alle auf Grund ihrer tiherwachungstätigkelt zu ihrer 
Kenntnis kommenden persönlichen und' wirtschaftlichen 
Angelegenheiten des Nutzungsberechtigten verpichtet. 

(4) Die Aufsichtsperson hat  gegen  den Nutzungsberech-
tigten Anspruch auf atigemessene Vergütung und Ersatz 
ihrer  nachweislichen baren Auslageti. Die Beträge setzt 

as  Gericht fest. 

(5) Die Aufsiehtsperson kann aus wichtigem Grande 
entlassen und durch eine andere ersetzt wordem 

§5 

Beendigung der eleirtschaftsüberwachung 

(1) Die Wirtschaftsüberwachung endigt, wenn sie nieht 
verlängert wird, mit dem Ablaut der im Anorditungsbe-
schluß festgesetzten Zeit. 

(2) Sie endigt ferner mit der Anordnung einer Mae-
nehme nach §§ 6 ff. 

(3) Sie lat aufzuheben, wenn Ihr Grund weggefallen  1st. 

Verwaltung, durch einen Treuhänder 

§6 

Anordnung der Verwaltung •, 
(1) Let sowohl eine Aufforderung zur erdnungstntißigen 

Bewirtschaftung als auch eine Wirtschaftsaufsicht nitka 
zweekratißig oder nIcht ausreichend, so soll die Verwal-
tung durch einen Treuhänder angeordnet tvertien, 'wean 
die Wahrscheinlichkeit besteht, daß die  Mängel durch ohm 
solche Maßnahme alsbald und nachhaltig beht7bOn werden. 

()  Die Verwaltung (lurch einen Treuhänder kann auf 
einen Teil des  Betrieb ee oder Grundstücks beschrankt wer-
den. 

(3) Sie wird mit der Rechtskraft des Anordnungsbe-
schlusses wirksam. . 

§ 7  

Wirkung der Anordnung 
(1) Mit • der Anordnung der Verwaltung verliert  der 

Nutzungsberechtigite die Befugnis, den 13etrieb oder das 
Grundstück zu verwslten und Ober die dazu gehörigen 
Gegenstande zu verfügen. Er kann nicht mehr fiber die 
Nutzung  ds • Betriebes oder Grundsttickes verfügen und 
zwar auch nicht über die bei der Anordnung vorhandenen 
Erzeugnisse_und Ober die- aus deren Veräußerung aus-
stehenden Forderungen. 

(2) Eine  Verfügung  des Nutzungsberechtigten, die mit 
den Vorschriften des Absatzes 1 in Widerspruch steht, lat 
dem Treuhänder gegenüber unwirksam. 

(3) Hat der Nutzungsberechtigte vor Anordnung der 
Verwaltung Ober Ansprüche auf wiederkehrende Leistun-
gen verfügt, so sind die  Verfügung en nur insoweit werk-
shin, as sie slch: auf das bei der Anordnung laufende 
Wirtschaftsjahr beziehen. 

§8 	 - 
Rechte und  Pflichten  des Treuhandern 
(1) Der Treuhänder  verwaltet  das ihm anvertraute Gut 

für Rechnung des Nutzungsberechtigten. Der Treuhänder 
hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzuneh-
men, die zur Sicherung einer orclnungsmilBigen Bewirt-
schaftung erforderlich sind. Er kann in diesem Rahmen 
und innerhalb der dem Nutzungsberechtigten bisher zu-
stehenden Verfügungsmacht fiber einzelne zum Betrieb 
oder zum Grundstück gehörende Gegenstände verfilgen, 
jedoch nicht den Betrieb oder Grundstücke im ganzen 
odm'  einzeln veräußern. 

(2) Der Treuhänder hat dem Nutzungsberechtigten die 
für seinen Hausstand erforderlichen Riiume zu belassen. 

ľ .  

Aufforderung zur ordnungsmelligen Beyvirtseha.  Rung 

§1 

Anwendungsfelle 

Der Nutzungsberechtigte soll zur ordnungsndiffigen Rs-
wirtschaftung aufgefordert werden, wenn m erwarten 1st. , 
daß die vorhandenen Mängel durcheoine solche Alaßnahme 
alsbald und nachhaltig behoben werden. 



dem NutZungsberechtigtert den Betrieb oder das Grund-
ttück und die seiner  Verwaltung tinterliegenden Gegen-
stände zu übergeben. Uber die Rückgabe hat der Treti- *  
bander eine Niederschrift mit einem  Verzeichnis  der  über-
. beweglichen Sa.clien aufzunehmen, die von allen 

Beteiligten zu unterzeichnext und von dem Treuhänder dem 
Gericht zu übergeben ist, 

§ 10 . 

Beendigung der Verwaltung - 

Die  Verivaltintg endigt, we= sie rti,cht yerlängert 

Wird, mit dem Ablaut der im Anordnungsbeschiuß fett- _ 	 - 	. 	• 
gesetzten Eat, 	 _ - 

(2) Sie endigt ferner, 	eitte IVIaßnahme 'bach §§ 11 ft. 
angeordnet wad. 

(3) Sie ist, aufzuheben,  welin  ihr Grund weggefallen 

• 
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• Er hat.OE'denx Nutzungsberedhtigten und den Von dietern. zu , (4) Der Ntitzungsberechtigte ft verpflichtet, ,detn Tren-

Unterhaltenden Fatnilleningehörigen auS den. Erträgnissen händer 'die zur_Bewirt.Schaftung erfOrderlichen Geldmiftel 

des Betriebes oder des Grundstücks nach Maßgabe der Er- , vorzuschießen. -Kommt er ekler entsprechenden Auffor-

. tragsfähigkeit Und der Bewirtschafttingsv,erordnyngen derttng des' Treuhänders add nach, so kann das Gerickt 

ii:Unterhalt ztt gewähren. Die zuständige landwirtschaftliche- aut dessert  Ai-tra E,f einen bestimmten Bang als Vorschuß 

Verwaltungsstelle in der Kreisstufe kann die Mr. den des Nutzungsberechtigten_  zurEinziehung fiberWeisen. Dip 

'Hausstand erforderlichen Räume näher bestimmen unddie Vorschriffen der Zivilproiefiordnung fiber -  die VbeiVei-

UntertaltSleistUngen ino eitizelnen festsetzen. sung anet', gepfändeten -Geldforderung zur Eintiehung 
'dért.  entsprechende Anwendung. Stehen de Nutzurigibe-. 

(3). 	Treuhänder haftet für *die SorgfaIt; die er in eide- n 	 nt 
. 

Angelegenheite anzuWencln pflegt. 	
rechtigtert 'einziehbare Forderungen oder sonetige Mittel 

tt 	e  
 nicht- "tur Verffigung, so . karm der Treuhänder ._ftir den 

(4) Der Treuhänder vertritt den' Nutzungsberechtigtert in _ Nutzungsberechtigten  die -tur Bewirtschaftung erforder-
Rechtsstnitigkeiten fiber Axisprüche, die mit .dor Ver1Val-x, . lichen. Geldmittel durch Darlehnsaufnahme beschaffen. 
tung 'des Betriebes Oder Grptidetticks zusammenhängen, 

.(ö) Der fititzungsberechtigte.-hat die barek Auslagen dés 
(5) Der Treuhänder- und die von' ihm bei der Verwaltung Treuhänder zu 'erstatten und Mm eine angernesSene Ver-

etwa zugezogenen Personert sind" zur  S  Versch`wiegenheit gfitung ffir seine Tätigkeit zu gewähren, Das Gericht setzt 
Über  alle auf amid der Verwattingstätigkeit 	Mier die Beträge fest. - 
kehntnis hcomMenden Perstifchen und wirtschaftlichen (0) Nach Beendigung -der Verwaltung hat der  Treuhänder 

(6) Der Treuhänder kann aus wichtigem Grund entlassen 

und durch einen anderen Treuhader erSetzt. werden. 

, (7") Der Treuhärider hat der zustandigen landwirtschaft-

licheR Verwaltungsstelle in der Kreisstufe jederzeit 

Verlangen fiber seine Tätigkeit Auskunft zit geben und ihre 

Weisungen tu 'befolgen .  Et ist . verpflichtet,' 'jährlich, und 

zwar in 'der Regel nach Schluß des Wirtschaftsjahres, so-

wie bei der Beendigung seiner Tätigkeit abzurechnen. 
, 	. 

	

§9 	* 

.Stellufig des NUtz'ungsherec'htigten 

(ly Der *  Ntitzungsberechtigte hat dem Treuhänder - den 

Betrieb gder das 'Grundstück und die zur Verwaltung 'er-

forderlichen Gegenstände zu 'übergeben..Kpmmt .er dieser 

*Gerichtsvolltieher  oder" durch einen sonstigen Beámten 	
IV. 

dem Treuhänder'4den Besitz zu verschaffen. 'Ober die 'Ober- Verpflichtung zur Verpachtung 

gabe hat der Treuhänder, über die Besitzverschaffung der 

damit betraute Beamte eine Niederschrift mit einem Ver-

zeichnis -  der übernommenen beweglichen Sachen aufzu-

pehmen, die yen allen Beteiligten zu unterzeichnen ist. 

Der Treuhänder oder der mit der Besitzverschaffung be-

traute Beamte hat die aufgenommene Niederschrift dem 

Gericht zu übergeben. 

(2) Der Nutzungsberechtigte ist Ver-pflichtet, den Va.- 

waltungsanweisungen desTreuhänders Folge zu leisten. Er 

hat dem Treuhänder das Betreten des Hofes, der Grund-

stücke und der WirtSchaftsräufne tu -gestatten. Er4und die 

bei ihm beschäftigten Personen 'sind dem Treuhänder zur 

"Auskunft über alle'mit der Wirtschaftsführung zusammen-

. hängenden Fragemund zur Vorlegung der dazu gehörigen 

schriftlichen Unterlagen verpfliehtet. Der Nutzungsbereclk. * 

tigte la insbesondere verpflichtet,' wean dies den Umstän:' 

den  nach angemessen erscheint, fin Betriebe oder auf dem 

Grundstück mitzuarbeiten tihel in (let  üblichen Umfange 

auch die-  Mitglieder seiner  Familie zur Mitarbeit anzu- 

halten. 

(3) Der Nutzungsberechtigte hat Handlungen zu unter-

lessen, die 'die Verwaltung des  Betriebes oder Grundstücks 

durch den Treuhänder stören oder gefährden. Gefährdet 

der Nuttungsberechtigte oder ein Mitglied seines Haus-

standes die Verwaltung, so kann ass Gericht allen;  soweit 

, sie im Betriebe oder auf dem, Grundstücke wohnen, auf 

\ Antrag des Treuhänders die Räumung „der Wohnung  auf- 

( erlegen oder andere geeignete Maßnahmen treffen. 

Angelegenheiten des Nutzlingsberechtigten verpflichtet. 

Verpflichtung nieht nach, so. haf  das Gericht durch einen 

und ,ZwangSv 

§ 11 
Verpflichtung» zur Verpachtung 

(1) Reichen die in den §§ 1-10 aufgeführten Maßnahmen 
zur Sicherung einer alsbaldigen' ordnungsmäßigen Bewirt-
schaftung nicht aus oder sind sie unzweckmäßig, so hat das 

Gericht auf Antrag der zuständigen landwirtschaftlichen 

Verwaltungsstelle in der Kreisstufe den Nutzungsberech-

tigten zu verpflichten, den Betrieb oder das Grundsttfek 

ganz oder teilweise fin- ene  zu bestimmende Zeit von 6 bis 

12 Jahren unter Festsettung der Pachtbedingutigen zu, 

verpachten. 

(2) Kommt der Nutzungsberechtigte der Verpflichtung 
nicht nach innerhalb eines -Monats nach Rechtskraft des 

Verpflichtungsbeschlusses, so hat das Gericht oder auf 

dessen Ermächtigting, die mit „Festsetzung' der  Pachtbe-

dingungen- verbunden sein kann, die landwirtschaftliche 

VerWaltungsstelle in dor Kreisstufe den" Betrieb oder das 

GrUndstück für den Nutzungsberechtigten entsprechend zu 

verpachten. 

(3) Die Verp-lichtung oder,Ernrächtigung kann sich 

Teile des Betriebs oder GrundstückS beschränken. 

§ 12 

A n- o r dnu n g der Zwangsvetpachtung 
gegen einen P5ehtet- 

(1) Liegen bei einein Mehter 'die Voraussetzungen fiir 

ZwIngSverpachtung vor, so kann an Stelle einer 

auf 
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„ Zwangsverpachtung entweder, das zwischen dem Padam,  
und seinem Verpächter bestehende Fachtverhältnis 'mit 
sofortiger Wirkung oder zum Ende des Pachtjahres auf-
gelöst oder der Inhalt des Pachtverhältnisses geändert und 
der Pachtu durch einen anderen Pächter ersetzt werden. 
Hierbei können bindende Anordnungen über die Abwick-
lung des aufgelösten Pachtverhältnisses getroffen werden. 
Entgegenstehende Vereinbarungen 'sind unwirksam. Der 
inhalt der Anordnungen gilt als zwischen den Vertrags-
teilen vereinbart. Der Verpachter isl.vorher zuhören. 

(2) Im übrigen gelten die Bestimfriungen des § 11 sian; 
gemäß. 

§13 	, 

Festsetzung der Pachtbedingungen 
(1) Wird die Zwangsverpachtung gegen den Eigentimer 

'angeordnet, so soll das.ihm gehörige Inventar grundsätz-
lich eisern verpachtet werden. 

(2) Als Pächter kommen nur Personen in Betracht, die 
nach '  ihrer fachlichen Vorbildung und ihrer ,beruflichen 
Vergangenheit eine ordnungsmäßige Bewirtschaftung in 
kurzer Zeit herstellen können. 

(3) Die als Pächter in  Aussicht genommene. Person ist 
vor der 'Anordnung der Zwangsverpachtting zu . varan-
lassen, eine schriftliche Zustimmung zu den Pachtbedin-
gungen zu erteilen. Wei:den, die Pachtbedingtingen im 
Zuge des Rechtsmittelverfahrens zu Ungunsten des Pilch-
ters -gefindert, - so kann der  Pächter binnen 2 Wochen 
nach der Zustellung der Rechtsmittelentscheidung seine 
Zustimmung widerrufen. -Ober das Widerrufsrecht ist er 
zu belehren. Widerruft der Pächter seine  Zustimmung,  so  
gilt der Pachtvertrag ats abgelehnt. Alsdann ist bis zum 
Abschluß eines Pachtvertrages weiter nach den_ Efestim- 

fngen der §§ II bis 13 zu verfahreń. 
a 

§i4 

(1) Die .in dem Zwangspachtvertritg festgesetzten Be-
dingungen gelten als zwischen den Vertragsteilen ver-
einbart. 

(2) Das Gericht kann den Pächter in den Besitz der 
Pachtsache einweisen. 

(3) Die  Kündigung eines nach §§ 11 bis 13  begründeten 
Pachtverhältnisses bedarf in den Palen des § 21 Abs. 3 
der  Konkursordnung  und des § 57a des Zwangsverstel-
gerungsgesetzes der Genehmigung des Gerichts. Ste darf 
nur erteilt werden, wenn der Erwerber oder der Ersteher 
sich zur Zahlung einer angemessenen Abstandssumme an 
den bisherigen Pächter verpflichtet hat. 

§15 

Die Landbewirtschaftungsordnung tritt am 2.4. 4. 1947 in. 
Kraft. 

Wiesbaden, am 11.. Juli 1947 

Hessisches Staatsministerhun 

Der Ministerpräsideritt 
Stock 
	 o 

Der Minister der Justiz: Der Minister für Landwirtschaft, 

Zinn 
	

tratihrung und Forstent 

Lorberg 
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